
PosiƟonspapier der CDU Stormarn – AK Außen- und SicherheitspoliƟk 1 

„Dienstpflicht: die zivile & militärische Widerstandsfähigkeit Deutsch-2 

lands stärken - Verlässlichkeit, Verantwortung und Führung ermögli-3 

chen!“ 4 

 5 

PoliƟsche AusgangssituaƟon 6 

Der brutale Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, AuŌragsmorde und massive Spionage des rus-7 
sischen Regimes auf deutschem Boden, der unfassbar brutale Terrorangriff der Hamas auf Israel, die 8 
beständigen Drohungen Chinas gegen Taiwan und die destabilisierende Rolle des Iran im Nahen Osten 9 
sowie Russlands in Afrika: dies alles sind nur einige Beispiele, die uns Deutschen deutlich machen, wie 10 
bedroht unsere Art zu leben, unsere Freiheit und unsere Sicherheit sind. Seit dem erneuten AmtsantriƩ 11 
von Donald Trump als Präsident der USA kommt noch erschwerend hinzu, dass auf die USA als Sicher-12 
heitsanker der freiheitlichen Welt kein Verlass mehr sein wird. Darüber hinaus stellen auch hybride 13 
Bedrohungen wie Cyber-AƩacken auf unsere Infrastruktur, DesinformaƟonskampagnen und große, un-14 
gesteuerte wie gesteuerte, Flüchtlingsbewegungen eine Gefahr dar, die unsere GesellschaŌ überfor-15 
dern und sprengen können. Hinzu kommt die Gefahr von Pandemien und Naturkatastrophen wie Über-16 
schwemmungen, extremen Dürreperioden oder flächendeckenden Waldbränden. 17 

 18 

Ziel 19 

Das primäre Ziel der Einführung einer Dienstpflicht ist die Stärkung sowohl der zivilen als auch der 20 
militärischen Widerstandsfähigkeit Deutschlands. Nur eine robuste Antwort auf die aktuelle Bedro-21 
hungslage sichert die Überlebens- und Durchhaltefähigkeit unseres Landes und die unserer Verbünde-22 
ten. Zugleich leistet die Dienstpflicht einen entscheidenden Beitrag zur sozialen Kohäsion unserer Ge-23 
sellschaŌ, über das gesamte poliƟsche Spektrum hinweg. Nicht zuletzt wird das Dienstpflicht zu einer 24 
besseren IntegraƟon von Menschen mit ausländischen Wurzeln führen, da unser Land durch das 25 
Dienstpflicht unterstreicht, dass Engagement und IdenƟfikaƟon mit unserem Land gewollt sind und 26 
gefördert werden. Eine schlichte Wiederbelebung der Wehrpflicht würde der Größe der Herausforde-27 
rungen, vor denen wir stehen, nicht gerecht, und wäre zudem im Hinblick auf die WehrgerechƟgkeit 28 
problemaƟsch.  29 

 30 

Status Quo 31 

Nach der Abschaffung des Wehr- und Zivildienstes in Deutschland im Jahr 2011 ergaben sich mehrere 32 
Ɵefgreifende Veränderungen und Herausforderungen für die GesellschaŌ. Die Entscheidung, die Wehr-33 
pflicht auszusetzen, haƩe weitreichende Folgen, nicht nur für die militärische Struktur und Verteidi-34 
gungsbereitschaŌ des Landes, sondern auch für den sozialen Sektor, insbesondere in den Bereichen 35 
der sozialen Sicherung und der Bereitstellung von FachkräŌen in kriƟschen Infrastrukturen wie Kran-36 
kenhäusern, Alten- und Pflegeeinrichtungen. 37 



Militärische und zivile Widerstandsfähigkeit: Die Aussetzung des Wehrdienstes führte zu einer deutli-38 
chen Verkleinerung und erheblichen Qualitäts- und Leistungsreduzierung der Bundeswehr und ihrer 39 
Aufwuchsfähigkeit. Sie stellte die Bundeswehr vor die enorme Herausforderung, Freiwillige zu gewin-40 
nen, um den Bedarf an qualifiziertem Personal zu decken. Dies haƩe sehr negaƟve Auswirkungen auf 41 
die militärische Widerstandsfähigkeit Deutschlands, insbesondere in Bezug auf die Fähigkeit, schnell 42 
auf KrisensituaƟonen zu reagieren und umfassende VerteidigungsoperaƟonen durchzuführen. Gleich-43 
zeiƟg ging der Zivildienst, der junge Menschen in soziale Einrichtungen einband, verloren, was direkte 44 
Auswirkungen auf die zivile Widerstandsfähigkeit und das soziale Gefüge haƩe.  45 

Soziale Sicherung und FachkräŌemangel: Die Abschaffung des Zivildienstes führte in sozialen Einrich-46 
tungen, insbesondere in Krankenhäusern, Alten- und Pflegeeinrichtungen, zu einem spürbaren Rück-47 
gang der verfügbaren ArbeitskräŌe. Zivildienstleistende, die zuvor grundlegende Betreuungs- und Un-48 
terstützungsaufgaben übernahmen, standen nicht mehr in ausreichender Zahl zur Verfügung, was den 49 
Druck auf das bestehende Personal erhöhte und die Lücken in der Versorgung deutlich machte. Die 50 
Bedeutung dieser Dienste für die GesellschaŌ, insbesondere in Anbetracht einer alternden Bevölke-51 
rung und des steigenden Bedarfs an Pflege- und Betreuungsleistungen, kann nicht unterschätzt wer-52 
den. Der Mangel an FachkräŌen in diesen Bereichen ist zu einer drängenden Herausforderung gewor-53 
den, die durch die demografische Entwicklung und den steigenden Bedarf an Gesundheits- und Pflege-54 
dienstleistungen noch verschärŌ wird. 55 

 56 

Lösungsansatz 57 

Um die zivile und militärische Widerstandsfähigkeit Deutschlands in Anbetracht sowohl innerer als 58 
auch globaler Unsicherheiten zu stärken, bedarf es der Einführung einer Dienstpflicht, die umfassende 59 
OpƟonen für militärische, soziale und ökologische TäƟgkeiten umfasst. Es adressiert damit gezielt die 60 
Herausforderungen, vor denen unser Land steht und behebt damit den Personalmangel in kriƟschen 61 
Bereichen, insbesondere im militärischen Bereich aber auch im medizinischen und pflegerischen Be-62 
reich. 63 

Durch die Schaffung aƩrakƟver Dienstposten für junge Menschen, die nicht nur der persönlichen Ent-64 
wicklung dienen, sondern auch gesellschaŌlich wertvolle Arbeit leisten, könnten die Lücken in der so-65 
zialen Sicherung und im FachkräŌebedarf effekƟv angegangen werden. Unser Land gibt dabei aber 66 
auch viel an die verpflichteten Bürger zurück: neben dem Auĩau von Knowhow, z. B. in sozialen Beru-67 
fen oder Schlüsseltechnologien, können die Teilnehmer bereits in jungen Jahren Verantwortung für sich 68 
und andere übernehmen, soziale Fähigkeiten erlernen sowie Führungs- und Projekterfahrung sam-69 
meln. 70 

Bei der konkreten Umsetzung der Dienstpflicht lohnt ein Blick ins Ausland, um von Best PracƟces zu 71 
profiƟeren. Als wichƟge Beispiele sind hier Schweden, Finnland und Israel zu nennen. 72 

 73 

Die CDU Stormarn fordert die Umsetzung einer Dienstpflicht unter BerücksichƟgung der fol-74 
genden Rahmenbedingungen: 75 

Stärkung der Durchhaltefähigkeit Deutschlands: Eine erfolgreiche Verteidigung unseres Landes be-76 
dingt nicht nur eine Stärkung unserer militärischen Fähigkeiten, sondern auch unserer OpƟonen, auf 77 



verschiedene zivile und hybride Bedrohungsszenarien schnell und angemessen zu reagieren. Das erfor-78 
dert auch eine noch intensivere zivil-militärische Zusammenarbeit (ZMZ). 79 

Wahlmöglichkeit zwischen verschiedenen OpƟonen: Die Teilnehmer an der Dienstpflicht sollten zwi-80 
schen einem Dienst in den StreitkräŌen, einem Engagement in Feuerwehren, dem THW, Katastrophen-81 
schutzeinheiten, sozialen Einrichtungen oder in naturnahen Bereichen wählen dürfen. Die Wahlmög-82 
lichkeit zwischen verschiedenen OpƟonen erhöht die MoƟvaƟon der zur Dienstpflicht verpflichteten 83 
Bürger. GleichzeiƟg schärfen sie das Bewusstsein und Verständnis für zivile und militärische Belange in 84 
der Bevölkerung im Sinne der Gesamtverteidigung Deutschlands. 85 

IntegraƟon aller Geschlechter: Die Neugestaltung der Wehrpflicht muss die Gleichheit und Beteiligung 86 
aller Geschlechter gewährleisten, indem das Programm aƩrakƟv und zugänglich für Personen unab-87 
hängig ihres Geschlechts gestaltet wird. Das Frauen und Männer zukünŌig ihre unterschiedlichen Fä-88 
higkeiten in eine Dienstpflicht einbringen können, ist ein großer Gewinn für unsere Land. 89 

Militärische Widerstandsfähigkeit: Der Dienst in den StreitkräŌen ist die mental und physisch komple-90 
xeste OpƟon, die innerhalb der Dienstpflicht gewählt werden kann. Sie bedarf daher besonderer Un-91 
terstützung und Belohnung der Teilnehmer. Die besondere Förderung dieser Verwendung könnte durch 92 
einen aƩrakƟven Sold oder die vorrangige Zulassung zu Studiengängen und Ausbildungsgängen, bei 93 
gleichzeiƟger, finanzieller Förderung besƟmmter Ausbildungen, vorgenommen werden. 94 

Zivilschutz & kriƟsche Infrastruktur: insbesondere der Schutz kriƟscher Infrastruktur und die Unter-95 
stützung des Zivilschutzes soll ein Schwerpunkt für den Einsatz von Dienstpflicht-Verpflichteten sein. 96 
Darüber hinaus gilt es, den flächendeckenden Zivilschutz durch verstärkte InvesƟƟonen wieder aufzu-97 
bauen. Dazu gehört das Einlagern von NahrungsmiƩeln und Betriebsstoffen, der Bau von zivilen Schutz-98 
räumen und dessen Förderung, die Einlagerung von Schutzkleidung, Noƞallkapazitäten in Krankenhäu-99 
sern für Großschadens- und Kriegslagen u. v. m. 100 

Zivile Reserve: neben dem Ausbau des militärischen Teils der Reserve ist es von großer Bedeutung, 101 
auch im zivilen Bereich eine Reserve aufzubauen, die in Not- und Krisenlagen schnell einsatzbereit ist, 102 
und das stehende Personal unterstützen kann. Die zivile Reserve sollte ähnlich organisiert sein wie die 103 
militärische Reserve über den Reservistenverband. Auch im zivilen Bereich sollte eine beorderte Re-104 
serve mit festen Spiegeldienstposten sowie eine unbeorderte Reserve als Personalersatz aufgebaut 105 
werden.  106 

Cyberabwehr und Technologie: Die zunehmende Bedeutung der Cyber-Sicherheit für die naƟonale Si-107 
cherheit macht es notwendig, einen Teil der Wehrpflicht in der Ausbildung und Beteiligung an Cyber-108 
abwehrprogrammen zu verankern. Dies könnte nicht nur dem Bedarf an qualifizierten FachkräŌen in 109 
diesem Sektor entgegenkommen, sondern auch ein breites Bewusstsein für die Bedeutung der Cyber-110 
Sicherheit in der Bevölkerung schaffen. PartnerschaŌen mit Universitäten und Fachhochschulen könn-111 
ten akademische Kredite für Teilnehmende ermöglichen. 112 

IntervenƟonsfähigkeit: neben dem Fokus auf die Landes- und Bündnisverteidigung ist es notwendig, 113 
intervenƟonsfähige Verbände in der Gesamtstärke einer Division bereitzuhalten. Die EU wird weltweit 114 
nur ernstgenommen werden, wenn sie in der Lage ist, ihre Interessen weltweit auch durch militärische 115 
Einsätze durchzusetzen. Deutschland kommt hier als FührungsnaƟon eine besondere Verantwortung 116 
zu. Auch in den intervenƟonsfähigen Verbänden ist der Einsatz von Dienstpflicht-Beorderten in Spezi-117 
albereichen und auf freiwilliger Basis denkbar. 118 



Zusammenarbeit unter Verbündeten: Die IntegraƟon internaƟonaler Austauschprogramme bietet Teil-119 
nehmern die Möglichkeit, Erfahrungen im Ausland zu sammeln, insbesondere auch in der Europäischen 120 
Union. Sei es in Form von gemeinsamen Übungen mit Verbündeten, Teilnahme an Friedensmissionen 121 
oder in der humanitären Hilfe. Dies fördert nicht nur die interkulturelle Kompetenz, sondern auch das 122 
Verständnis für globale Sicherheitsdynamiken. 123 

Umweltschutz: Die Einbindung des Umweltschutzes in die Dienstpflicht, durch Trainingsmodule zu Ka-124 
tastrophenschutz und Umweltmanagement oder direkte Einsatzmöglichkeiten in Naturschutzprojek-125 
ten, unterstreicht die Bedeutung des Klimawandels für die naƟonale und globale Sicherheit. Dies re-126 
flekƟert die Rolle der StreitkräŌe und zivilen Dienste als akƟve Teilnehmer im Kampf gegen den Klima-127 
wandel bzw. die Auswirkungen dessen. 128 

Finanzierung und gesellschaŌlicher Nutzen: Die Finanzierung eines derart umfassenden Programms 129 
ist eine der größten Herausforderungen. Eine modulare Systemeinführung, bei der Unternehmen und 130 
OrganisaƟonen, die von den spezialisierten Fähigkeiten der Teilnehmer profiƟeren, finanziell beitragen, 131 
könnte eine Lösung bieten. LangfrisƟg könnten die entwickelten Fähigkeiten und das gesteigerte ge-132 
sellschaŌliche Engagement zu erheblichen wirtschaŌlichen und sozialen Vorteilen führen. Zudem 133 
stärkt die Einführung einer Dienstpflicht unsere Rüstungs- und Infrastrukturindustrie und wird signifi-134 
kante Wachstumsimpulse setzen, auch durch den Export von Rüstungs- und Infrastrukturgütern. Das 135 
stärkt nicht nur unsere wirtschaŌliche KraŌ, sondern auch unsere Unabhängigkeit und unseren Einfluss 136 
auf verbündete Staaten. 137 

 138 

Schlussfolgerung 139 

Die CDU wird eine Dienstpflicht gestalten, die den deutschen Bedürfnissen entspricht und gleichzeiƟg 140 
globale Best PracƟces berücksichƟgt. Die Einführung einer Dienstpflicht stellt somit einen zukunŌsori-141 
enƟerten und ganzheitlichen Ansatz dar, der die Sicherheit, die soziale Wohlfahrt und die ökologische 142 
NachhalƟgkeit in Deutschland nachhalƟg stärken kann. Die CDU ist überzeugt, dass durch die gemein-143 
same Anstrengung aller Beteiligten – der PoliƟk, der WirtschaŌ, der Bildungseinrichtungen und der 144 
GesellschaŌ – dieses Ziel erreicht werden kann, zum Wohle Deutschlands und seiner Bürger. 145 


